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(2) Im Haushaltsplan der betrieblichen Einrichtungen 
werden mit Ausnahme der im § 4 Abs. 5 genannten 
Kosten alle übrigen Kosten auf genommen, z. B.:

a) Bewachung, Material und Lohn für Reinigung, 
laufende Instandhaltung und Heizung, Strom, Gas, 
Wasser, Mieten und Pachten, Abgaben und Ver­
sicherungen, persönliche Kosten für Hausmeister 
und des sonstigen Personals, soweit es nicht unter 
§ 4 Abs. 5 auf geführt ist;

b) Abschreibungen;
c) Lehrmittel, Spiel- und Beschäftigungsmaterial, 

Kosten für wissenschaftliche Ausbildung und kul­
turelle Betreuung, Verpflegung, Büromaterialien.

(3) Die Kosten gemäß § 4 Abs. 2 Buchstaben а und b ' 
werden von den Betrieben im Ergebnisplan als sonstiger 
Aufwand geplant und abgerechnet.

Die Kosten gemäß § 4 Abs. 2 Buchst, c sind au-- 
Beiträgen der Benutzer,
Zuwendungen aus dem Direktorfonds, 
Zuwendungen von demokratischen Massenorgani­
sationen und durch Zuweisungen aus dem Haus­
halt des Rates des Kreises 

zu decken.

(4) Sind für betriebliche Einrichtungen, die außerhalb 
der Betriebsgelände liegen, die Kosten gemäß § 4 Abs. 2 
Buchst, а n i c h t  im Ergebnisplan der Betriebe als 
sonstiger Aufwand geplant, werden 1954 diese Kosten 
entsprechend der Direktive für die Aufstellung des 
Staatshaushaltsplanes 1954 in voller Höhe durch Zu­
weisungen aus dem Haushalt des zuständigen Rates des 
Kreises erstattet.

Die Abschreibungen gemäß § 4 Abs. 2 Buchst, b sind 
in jedem Falle vom Betrieb zu tragen.

Die Erstattung der Personalkosten für die im § 4 
Abs. 2 Buchst, а aufgeführten Arbeitskräfte durch den 
zuständigen Rat des Kreises verändert nicht die für 
diese Arbeitskräfte bisher geltenden tarifrechtlichen Be­
stimmungen. Diese Arbeitskräfte bleiben weiterhin 
Arbeitskräfte des Betriebes und werden nach den bis­
herigen Tarifsätzen entlohnt.

(5) Im Haushalt des Rates des Kreises werden die 
Personalkosten und sonstigen persönlichen Kosten für

a) Schulleiter, Lehrer und Schulsekretärinnen, Heim­
leiter und Erzieher,

b) Erzieher und Helferinnen in Einrichtungen der vor­
schulischen Erziehung

geplant.
Zu diesen Kosten gehören: Löhne und Gehälter,

Sozialversicherungsanteile, Trennungsentschädigungen, 
Reisekosten und Prämienfonds. §

§ 5
Anlagevermögen, Investitionen, Werterhaltung

(1) Das Anlagevermögen der betrieblichen Einrichtun­
gen ist in der Bilanz des Betriebes weiterzuführen. Das 
Anlagevermögen dieser Einrichtungen, das bisher im 
Vermögen der Haushaltsorganisationen erfaßt worden 
ist, ist umzusetzen. Sofern die Bewertung des Anlage­
vermögens von den Bewertungsvorschriften für die 
volkseigene Wirtschaft (vgl. Bewertungsvorschriften 
Heft 7, Schriftenreihe DFW S. 198) abweichen, ist der 
Bruttowert und die Wertberichtigung neu festzusetzen. 
Die Neubewertung des Anlagevermögens erfolgt durch 
den für die betrieblichen Einrichtungen zuständigen 
Betrieb.

Soweit Neubeschaffungen von beweglichen Anlage­
gegenständen aus dem Haushalt des Rates des Kreises 
finanziert werden, sind diese in die Vermögensrechnung 
des Rates des Kreises aufzunehmen und danach um­
zusetzen.

(2) Investitionen (einschließlich Neubeschaffungen) 
werden aus Investitionsmitteln der Betriebe gedeckt. 
Aus dem Betriebsfonds und dem Direktorfonds können 
zusätzlich Mittel für Investitionen zur Verfügung ge­
stellt werden (siehe § 6 der Anordnung vom 15. Februar 
1954 zur Durchführung des Investitionsplanes und des 
Generalreparaturplanes — sowie Lizenzen — GBl.
S. 184). Darüber hinaus können Mittel, die entsprechend 
der Direktive für die Aufstellung des Staatshaushalts­
planes 1954 im Haushalt des zuständigen Rates des 
Kreises geplant sind, bereitgestellt werden.

(3) Die Abschreibungen gemäß § 4 Abs. 2 Buchst, b 
sind dem Werterhaltungsfonds des Betriebes gutzu­
schreiben. Aus dem Werterhaltungsfonds können Gene­
ralreparaturen und Ersatzinvestitionen durch geführt, 
werden, soweit die Verwendung des Fonds geplant ist.

§ 6
Einreichung und Bestätigung der Haushaltspläne

(1) Der Leiter des Betriebes bzw. der von ihm Be­
auftragte ist verpflichtet, die Haushaltspläne der be­
trieblichen Einrichtungen bis zum 15. Juni 1954 der 
zuständigen Abteilung beim Rat des Kreises vorzulegen.

(2) Die Leiter der zuständigen Abteilungen beim Rat 
des Kreises sind verpflichtet, nach Überprüfung der 
Haushaltspläne der betrieblichen Einrichtungen die aus 
dem Haushalt des Rates des Kreises zu leistenden Zu­
weisungen bis zum 30. Juni 1954 zu bestätigen.

§ 7 •
Finanzierung und Abrechnung

(1) Die laufende Finanzierung der im § 4 Abs. 2 auf­
geführten Kosten der betrieblichen Einrichtungen er­
folgt durch die Betriebe. Die Betriebe fordern die an­
teiligen Zuweisungen monatlich nach Fertigstellung der 
Monatsabschlüsse von der zuständigen Abteilung des 
Rates des Kreises an. Auf Antrag des Betriebes und 
mit Zustimmung des Leiters der Fachabteilung des 
Rates des Kreises kann eine Vorfinanzierung im Laufe 
des Monats erfolgen.

(2) Vom Leiter der betrieblichen Einrichtung ist 
monatlich eine Abrechnung aller Einnahmen und Aus­
gaben nach Anlage 2 der zuständigen Abteilung des\. 
Rates des Kreises zu überreichen, die vom Hauptbuch- \ 
halter gegenzuzeichnen ist.

Die Zuweisungen des Rates des Kreises werden von 
der Vorlage der Abrechnung abhängig gemacht. Dies 
gilt ebenfalls für die Schlußzahlung bei Vorfinanzierung 
gemäß § 7 Abs. 1.

(3) Die voraussichtlichen Kosten der betrieblichen Ein­
richtungen, die durch Zuweisungen aus dem Haushalt 
des Rates des Kreises erstattet werden, sind für den 
Monat Dezember von den Betrieben bis spätestens 
20. Dezember 1954 bei der zuständigen Abteilung des 
Rates des Kreises anzufordern. Die Abrechnung ist 
nachzureichen.

(4) Die zuständigen Abteilungen der Räte der Kreise 
planen und buchen /die für die betrieblichen Einrichtun­
gen zu leistenden Zuweisungen bei den betreffenden 
Einzelplänen und Kapiteln beim Sachkonto 790.

\


